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Preußiſche Gefekfammlung 


Jahrgang 1922 a = | Nr. 17. 


(Nr. 12272.) Geſetz über Anderungen in dem Dienſteinkommen der Lehrer und Lehrerinnen an den öffent⸗ 
lichen Volksſchulen. Vom 13. April 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 

Das Volksſchullebrer⸗Dienſteinkommensgeſetz vom 17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. S. 623) 
in der Faſſung des Geſetzes vom 24. November 1921 (Geſetzſamml. S. 563) wird wie folgt 
geändert: 

. 


Im § 1 Abſ. 1 werden die Grundgehaltsſätze erhöht: 
bei Gruppe 1 auf 20000 - 21000 - 22 000 - 23 000 - 24.000 - 25 000 26 000 — 
27 000 - 28 000 Mark jährlich; 
bei Gruppe 2 auf 22000 - 23 500 - 25 000 - 26 200 - 27 400 - 28 600 - 29 800 — 
31000 Mark jährlich; 
bei Gruppe 3 auf 25000 - 26 600 - 28200 - 29 800 - 31400 - 33 000 - 34500 — 
36000 Mark jährlich. 
92 25 
() Im $ 6 Abſ. 2 wird der Betrag von 2 200 Mark durch 3000 Mark und der Betrag 
von 2000 Mark durch 2700 Mark erſetzt: 


(2) Der Abſ. 4 im 8 6 erhält folgende Faſſung: 


Die nach den bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen bereits erfolgte Anrechnung von 
Privatſchuldienſtzeit wird hierdurch nicht berührt. 


Soweit in der Zeit vom 1. April bis 30. April 1922 Einzahlungen nach den 


bisherigen Vorſchriften erfolgen, findet die Anrechnung der e nach den 
. Beſtimmungen ſtatt. 


9 3. 
(1) Die S de im § 18 Abſ. 1 für die auftragsweiſe in freien planmäßigen 
Schulſtellen vollbeſchäftigten und die einſtweilig angeſtellten Lehrer werden durch folgende erſetzt: 


14.000 - 16 000 - 17 000 - 18 000 - 19 000 - 19 000 - 19 000 Mark. 
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(2) Bis zur anderweiten Regelung durch den Staatshaushaltsplan oder durch beſonderes 
Geſetz erhalten die auftragsweiſe in freien planmäßigen Schulſtellen vollbeſchäftigten und die einſt⸗ 
weilig angeſtellten Lehrer bis zur Vollendung des ſiebenten Dienſtjahrs zur Grundvergütung nebft 
Ausgleichszuſchlägen einen Notzuſchlag in der Höhe, daß Grundvergütung, Ausgleichszuſchläge und 

kotzuſchlag (ohne Frauenbeihilfe) zuſammen betragen: 


95 - 95. 98 - 100 - 100 - 100 - 100 


vom Hundert des Anfangsgrundgehalts nebſt Ausgleichszuſchlägen (ohne Frauenbeihilfe) der Gruppe 1. 
Lehrerinnen erhalten die Bezüge um 10 vom Hundert gekürzt. 
(3) Die Sätze 1 und 2 im Abſ. 1 des § 18 werden entſprechend geändert. 


§ 4. 
Der $ 20 erhält folgende Faſſung: 
Ortszuſchlag. 

(1) Zur Grundvergütung tritt für die in freien planmäßigen Schulſtellen auftrags— 
weiſe vollbeſchäftigten und einſtweilig angeſtellten Lehrer (Lehrerinnen) als weiterer Be— 
ſtandteil des Dienſteinkommens ein Ortszuſchlag in Höhe des Ortszuſchlags, den ſie als 
endgültig angeſtellte Lehrer (Lehrerinnen) in der erſten Gehaltsſtufe der Beſoldungsgruppe 1 
beziehen würden. Den gleichen Ortszuſchlag erhalten in der Regel die nicht in freien - 
Stellen auftragsweiſe beſchäftigten Lehrer (Lehrerinnen) ($ 18 Abſ. 1). 

(2) § 9 Abſ. 5 gilt ſinngemäß. 

Abſ. 4 fällt weg. 
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Der § 24 erhält am Schluſſe folgenden Zuſatz: ; 

Ebenſo finden die für die unmittelbaren Staatsbeamten jeweils geltenden Beſtimmungen 
über die Gewährung eines weiteren Ausgleichszufchlags und eines beſonderen Ausgleichs— 
zuſchlags (Frauenbeihilfe) Anwendung. 

§ 6. 
Im $ 25 wird hinter Ziffer 3 folgende Ziffer 3a eingefügt: 
In den Fällen des Artikel I § 15 entſcheidet an Stelle des Unterrichtsminifters der 
Oberpräſident. i 
8 § 7. 
Der § 27 erhält am Schluſſe folgenden Zuſatz: 


Der 


Dies gilt auch für den beſonderen Verſorgungszuſchlag (Frauenbeihilfe). 
9 T | gungszufchlag (8 hilf 


88. 
§ 36 Abſ. 3 erhält folgenden Zusa; 8 
Die vorbezeichneten Kaſſen haben auch auf Grund einer allgemeinen Anweiſung des 
Unterrichtsminiſters oder der Schulaufſichtsbehörde Zahlungsliſten aufzuſtellen und danach 
zu zahlen. Das Zahlungsgeſchäft umfaßt auch die Rechnungslegung, die Arbeiten für 
den reichsgeſetzlichen Steuerabzug und die ſonſtigen mit dem Zahlgeſchäft verbundenen 
Arbeiten. 5 | 


—_ 


„ 
Im $ 39 werden unter a zur Erläuterung hinter „Stellen“ die Worte eingefügt: 
„angeſtellt oder in freien planmäßigen Stellen“, 


Ss 10.: 

Im § 41 Abf. 1 unter a werden in der zweiten Zeile hinter „Lehrerinnen)! die Worte eingefügt: 
„ſowie den in freien planmäßigen Schulſtellen auftragsweiſe vollbeſchäftigten Lehrern 
(Lehrerinnen) !. N S 

Der Abſ. 2 fällt weg. 

§ 11. 

Im 8 41 Abf. La wird hinter „Ausgleichszuſchlag ($ 24)“ hinzugeſetzt: i 
„ſowie an weiterem Ausgleichszuſchlag und an beſonderem Ausgleichszuſchlag (Frauen; 
beihilfe) !. 

$ 12. 

Im 8 42 werden im Ab. 1 Satz 3 und 4 hinter „Stelleninhaberinnen)“ die Worte eingeſügt: 
„und der in freien planmäßigen Schulſtellen auftragsweiſe vollbeſchäfligten Lehrer 
(Lehrerinnen) ll. a 

Der Abſ. 2 fällt weg. 5 

$.13. 
Im 843 Abf. 4 ift am Schluſſe hinzuzufügen: 
Tritt dagegen eine Verminderung der Schulſtellenzahl ein, ſo werden bei ſpäterer Neu— 
errichtung von Schulſtellen für die Berechnung des Staatsbeitrags nur fo viele neue 
Schulſtellen berückſichtigt, als dem Schülerzuwachſe ſeit dem der letzten Stellenverminderung 
folgenden 1. Mai bei Zugrundelegung von je 60 Kindern entſpricht. Sobald die Schul- 
ſtellenzahl vom 15. September 1920 wieder erreicht iſt und die durchſchnittlich auf eine 
Schulſtelle entfallende Schülerzahl der damaligen Durchſchnittsſchülerzahl gleichkommt 
oder weniger als dieſe beträgt, lebt das dem Schulverbande (Schulgemeinde) nach dem 
Stande vom 15. September 1920 zugeſtandene Vorrecht (Abf. 1 und 2) in vollem 
Umfange wieder auf. 

$ 14. 
Im § 47 Abſ. 3 werden auf Zeile 2 50 Millionen durch 100 Millionen, auf Zeile 6 und 9 
100 Millionen durch 200 Millionen erſetzt. 

ö 9.15. 
Im 8 49 Abf. 1 werden auf der vorletzten Zeile 50 Millionen durch 100 Millionen erſetzt. 


Artikel II. 

Die am 1. April 1922 im Dienſte befindlichen endgültig und einſtweilig angeſtellten ſowie 
die auftragsweiſe vollbeſchäftigten Lehrer (Lehrerinnen) werden mit ihrem bisherigen, dem Volks- 
ſchullehrer-Dienſteinkommensgeſetz entſprechenden Beſoldungs- und Vergütungsdienſtalter in die neuen 
Dienſtbezüge eingewieſen. f 

ft ein Lehrer (Lehrerin) mit Wirkung von einem ſpäteren Tage als dem 1. November 1921 
in eine andere Beſoldungsgruppe übergetreten oder erfolgt ein ſolcher Übertritt künftig, ſo ſind 
der Berechnung des Beſoldungsdienſtalters in der neuen Beſoldungsgruppe die in dieſem Geſetze 
fejtgefeßten Grundgehaltsſätze zugrunde zu legen. f 5 \ 


Artikel III. 

Mit Wirkung vom Tage des Inkrafttretens dieſes Geſetzes find die Bezüge der Ruhegehalts⸗ 
empfänger und der Hinterbliebenen nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes neu zu regeln. Das 
Volksſchullehrer⸗Altruhegehaltsgeſetz vom 17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. S. 655) findet mit 
der Maßgabe Anwendung, daß an Stelle des 1. April 1920 der 1. April 1922 tritt. 


Artikel IV. 
Anderung des Volksſchullehrer-Ruhegehaltsgeſetzes und des Hinterbliebenenfürſorgegeſetzes. 

a) $ 3 des Geſetzes, betreffend die Penſionierung der Lehrer und Lehrerinnen an den öffent 
lichen Volksſchulen, vom 6 Juli 1885 (Geſetzſamml. S. 298) wird wie folgt geändert: 

Der Jahresbetrag des Ruhegehalts iſt nach oben ſo abzurunden, daß bei der 
Teilung durch drei ſich volle Markbeträge ergeben. 

b) $ 3 des Geſetzes, betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der Lehrer an 
den öffentlichen Volksſchulen, vom 4. Dezember 1899 (Geſetzſamml. S. 587) erhält 
folgenden Zuſatz: i 

Der Jahresbetrag des Witwengeldes iſt nach oben ſo abzurunden, daß bei der 
Teilung durch drei ſich volle Markbeträge ergeben. a 

e) $ 4 desſelben Geſetzes erhält folgenden Zuſatz: 

Der Jahresbetrag des Waiſengeldes iſt nach oben ſo abzurunden, daß bei der 
Teilung durch drei ſich volle Markbeträge ergeben. 


Artikel V. f 
Bei Feſtſtellung des Bedarfs der Landesſchulkaſſe für die Rechnungsjahre 1921 und 1922 
find die ſeit dem 1, April 1920 eingetretenen Dienſteinkommenserhöhungen mit zu berückſichtigen. 


Artikel VI. 
81. 


Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz erlaſſen der Unterrichtsminiſter, der Finanz— 
miniſter und der Miniſter des Innern. 
82. 


Dieſes Geſetz tritt hinſichtlich des Artikel I 88 6, 8, 9 und 13 mit Wirkung vom 1. April 
1920 und hinſichtlich der übrigen Beſtimmungen mit Wirkung vom 1. April 1922 in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs— 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 13. April 1922. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Siegel.) Braun. Severing. v. Richter. Boelitz. 
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